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Amtliche BsKanntmachuny.
Die Wagenvcrkehrsvorschrifteil werden von der Zivilbe¬

völkerung besonders in Königstein und Lrouberg immer
schlechter befolgt . Oft sind Fuhrleute angetroffen worden,
die nicht rechts halten , oder auf ihrem Bock schlafen, oder
ihre Fuhrwerke , besonders vor den Wirtschaften , im Stiche
lassen usw., sodaß Unfälle eintreten können . Oft wurden
schon Zuwiderhandlungen gegen die Berkehrsvorschristen
bestraft. Zukünftig werden sie strenger bestraft.

L’Admlnistrateur militaire du Cercle de Königstein.

Um den Frieden.
Die mächtige, tiefgehende Bewegung , die die Beröffent

lichung des Fri ebenso ertrages in ganz Deutschland hervor¬
gerufen hat , findet ihren Aufdruck nicht allein in den Auf¬
rufen und Asuhsrungen des Reichspräsidenten Eberl , in den
Reden Scheidemanns , den Noten Brockdvrff-Rantzaus , den
Willensmanifestafionen d>er Nationalversammlung und Preu
hischen Landesversammlung , sondern auch in Massenkund
gedungen, die in vielen Städten des Reichs veranstaltet wer¬
den. Man kann nur hoffen , daß die völlige Uebereinstim-
mung, die in dieser Schicksalsfrage zwischen dem Voll und
seinen' selbstgewählten Vertrauensmännern besteht, ihren Ein¬
druck auf die Entente nicht verfehlen wird . Die Motive,
aus denen die Bewegung hervorgsgangen ist, können und
dürfen nicht mißverstanden werden . Deutschland will sich
seinen Verpflichtungen nicht entziehen . Aber als eine Na¬
tion, die aus dem Schiffbruch ihrer Macht und ihres An¬
sehens wenigstens noch den Ruf der Ehrlichkeit retten will,
kann das deutsche Volk keine Bedingungen eingehen , von
denen es im voraus überzeugt ist, daß es sie unmöglich zu
erfüllen vermag . — Schon bei den alten Römern galt das
Gesetz, daß niemanldl über sein Können hinaus verpflichtet
werden darf . Und alle die deutschen Noten , Gegenvorschläge,
Proteste und Massenkundgebungen verfolgen - keinen anderen
Zweck, als der Entente die unbestreitbare Tatsache vor Augen
zu führen , daß das neue Deutschland , wie es aus dem Frie¬
den hervorgehen soll, mit dem besten Willen nicht imstande
ist, die Leistungen zu vollbringen -, die man von ihm fordert.
Was würde auch für unsere Gegner , für die ganze Welt ge¬
wonnen. wenn Deutschland einen Vertrag unterschreiben
würde, den es nicht halten kann ? Europa käme nicht aus
dem Zustand der Unruhe , der Gärung heraus . An eine
Völkerversöhnung, an ein wirklich friedliches Verhältnis der
Nationen , unter dem neues Leben aus den Kriegsruinen
erblühen und eine Wiedergesundung der zerrütteten Wirt¬
schaftsorganismen eintreten könnte , wäre nicht zu denken.
Ein Ferment bliebe zurück, das eine kulturelle Aufwärts¬
entwicklung der Völler außerordentlich erschweren müßte.
Niemand in Deutschland hegt den wahnsinnigen Gedanken,
daß das deutsche Volk mit Waffengewalt eine Milderung
der Bedingungen erzwingen könnte . Kein Mensch plant
eine Massenerhebung , die nur neue Ströme in das unermeß-
kiche Blutmeer leiten , unser Los aber eher noch verschlechtern
als verbessern würde . Mit allen Fibern seiner Seele sehnt
sich jeder Deutsche nach einem dauernden Frieden , der chm
die Möglichkeit bietet , friedensgemäß , wenn auch unter
Einschränkungen, leben und seine Arbeitskräfte wieder voll
«ntfalten zu können , um dm künffigen Geschlechtern eine
bessere Zukunft zu schaffen. Und um einen solchen Frieden
M erreichen, müssen unsere Unterhändler in Versailles,
müssen unsere Regierung und unsere Volksvertreter alle
Mittel anwendm , die ihnen nach Lage der Dinge zu Gebot
stehen. Ihre heilige Pflicht ist es , keine Mühe , keine Opfer
SU scheuen! Wir aber könnm ihre Bemühungen nur mit
dem heißen , innigen Wunsch begleiten , daß ihnen , um
Deutschlands, um unser aller willen , ein Erfolg beschieden
sein möge!

Eine Antwortnote Elemeneeaus.
Der deutschen Friedensdelegation in Versailles ist am

1t . Mm nachfolgende Antwortnote übergeben worden:
Versailles , den 14. Mai 1919 . Herr Präsident ! ' Ich

habe die Ehre , Ihnen den Empfang Ihres Briefes vom
10. Mai zu bestätigen , der sich auf die nationale Ar¬
beit  e r g e s e tz g e b u n g bezieht , somie Ihres Entwurfes
des Abkommms über internationales Arbeiter-
recht.

Die Antwort der alliierten und assoziierten Regierungen
lautet wie folgt:

1. Sie nehmen Kennnis von der Erklärung der deutschen
Delegierten , daß der innere Friede und der Fortschritt der
Menschheit von der Lösung der Arbeiterfragen abhängt . Sie
sind- überzeugt , daß in Zukunft solche Lösungen leichter er¬
reicht werden , wenn das Gemüt des Menschen von dem Druck
und der Angst vor einem Kriege und wenn die Industrie von
der Last der Rüstungen befreit sein wird , die der deutsche
Militarismus ihr auferlegte . Der Teil 13 des Entwurfs der
Frieidensbedingungm sieht die Mittel vor , durch die Lö¬
sungen erreicht werden könnm . Der zweite Abschnitt des
gleichen Teiles setzt die Grundsätze auseinander , die fort¬
schreitend die internationale Arbeiterorganisation und den
Völkerbund leiten werden . Artikel 27 legt klar Zeugnis da¬
rüber ab , daß die Aufzählung der vorgeschlagenen Grund¬
sätze nicht abgeschlossen ist. Zweck der geschaffenen Organi¬
sation ist die ständige Entwicklung der internationalen Ar¬
beiterordnung.

2. Das Arbeiterabkommen ist ii den Friedensvertrag
aufgmommm . Deutschland wird also aufgefordert , es zu
unterzeichnen. In Zukunft wird Ihrem Lande das Recht,
an edn internationalen Arbeiterorganisationen teilzunehmen,
sicher zustehm , sobald! es gemäß Artikel 1 des Vertrages in
den Völkerbund ausgenommen sein wird.

3. Es ist nicht für nötig  erachtet worden , eine
Arbeiterkonferenz  nach V erfailles einzuberufen.
Die Beschlüsse der Gewerkschafts'vnfcrmz in Dem , die in
Ihrem Entwurf des Abkommms über internottonales Ar¬
beiterrecht enthalten sind und auf die sich tz 1 Ihres Briefes
vom 19. Mai bezieht, sind bereits mit der sorgfältigsten Auf¬
merksamkeit geprüft worden . Die Vertreter der Gewerkschaf¬
ten sind an der Ausarbeitung der Artikel der Fried ens-
bedinAmgm beteiligt , die auf die Arbeiter Bezug haben.

Wie aus dem Anhang zum zweiten Abschnitt des Teiles
13 Seite 290 hervorgeht , umfaßt brns Programm der ersten
Sitzung der internationalen Arbeiterkonferenz , die im näch¬
sten Oktober in Washington tagen soll, die wichtigsten
Fragen , die auf der Gewerkschaftskonferenz in Bern ver¬
handelt wurden . Die Gewerkschaften werden ausgefordert,
an der Konferenz in Washington teilzunehmen . Sie wird
nach bestimmten Gesetzen abgehalten werden , die eine- Fort¬
setzung ihrer Beschlüsse voraussehen , jedoch unter der Vor¬
aussetzung ber Zustimmung der zuständigen Behörden der
vertretenm Länder.

4 . Der Entwurf des Abkommens über das inter¬
nationale Arbciterrecht , den die deutsche Regierung vor¬
bereitet hat , weist eine Lücke auf ; er enthält keine Be-
timmung , die eine Vertretung der Arbeiter auf der inter¬
nationalen Konferenz vorsieht, die er in seinem Artikel 7
voischlägt. Er steht auch in folgenden Punkten den Be¬
stimmungen des Teiles 13 der Friedensbedingungen nach:
Fünf Jahre werden als größter Zeilraum zwischen je
zwei Sitzungen festgelegt (Art . 7). Die Friedensbeding¬
ungen schlagen ein Jahr vor (Art . 389 ) Jedes Land
verfügt über eine Stimme (Art . 7). Die Friedensbeding¬
ungen sprechen jedem Delegierten eine Stimme zu , gleich¬
viel, ob er eine Regierung , die Arbeitgeber oder die Lohn¬
arbeiter vertritt (Act. 390 ). Die Beschlüsse sind nur dann
bindend , wenn sie von der Majorität angenommen sind,
die vier Fünftel der an der Abstimmung teilnehmenden
Länder umfaßt (Art . 7). In den Friedensbedingungen
ist nur eine Majorität von zwei Dritteln der bei der
endgültigen Abstimmung abgegebenen Stimmen zur An
nähme des Vorschlages oder Entwurfes durch die Kaufe
renz nötig (Art . 4955,.

Die alliierten und assoziierten Regierungen sind da
her der Meinung , daß ihre Entscheidungen der Sorge
Rechnung tragen , die die deutsche Delegation hinsichtlich
der sozialen Gerechtigkeit äußert , und daß diese Ent-
scheidungcn die Gewähr sind für die Verwirklichung von
Reformen , aus die di« Arbeiterklasse mehr denn je ern
Recht hat nach der harten Prüfung , die der Welt wäh.
rend der letzten süns Jahre auferlegt worden ist.

Genehmigen Sie , Herr Präsident , die Versicherung
meiner ausgzeichnelen Hochachtung, gez. G . Clenienceau.
Deutschlands Ausnahme in den Völkerbund.

Daily Herold " vom 12. Mai schreibt, sowohl in Eng¬
land als in Frankreich gewinne der Gedanke an Boden , daß
Deutschland in den Völkerbund sofort ausgenommen werden

solle. Der Gedanke , daß Deutschland erst eine Probezeit
durchwachen müsse, trete immer mehr in den Hintergrund.

Kundgebungen zum Friedensentwurf.
Berlin.

Immer größere Kreise zieht die Protestbewegung der
Deutschen gegen die Friödensvorschläge der Alliierten . Im
Laufe des Donnerstag versammelte sich vor der Reichskanzlei
wiederum eine gewaltige Menschenmenge, die den Minr-
sterpräsidenten  verlangte , der dann eine An»
spräche  hielt , worin er sagte, daß die Regierung nur einen
Frieden annehmen könne, von dev sie überzeugt sei, daß sie
seine Bedingungen auch erfüllen könne. Die Männer in der
Regierung wären sich ihrer Pflicht voll bewußt und ent¬
schlossen, bis zum letzten Atemzuge auszuhalten.

Reichsminister Preutz zur ftlriedcnsfrage.
Wie man von zuständiger Seite hört , hat der Reichs¬

minister Preuß  noch einmal betont , daß die Reichs-
regierung den Friedensvertrag in der vorliegenden Form
unter keinen Umständen unterschreiben  werde.
Dr . Preuß rechnet im Falle des Scheiterns der Friedens¬
verhandlungen mit einer verschärften Hungerblockade und
infolgedessen auch mit der Wiedereinsetzung größerer Un¬
ruhen Werde aber der Vertrag in der vorliegenden
Fassung unterzeichnet , so, erklärte Dr . Preuß , würde ein
noch viel größeres Chaos entstehen, da Millionen Deut-
scher infolge von Ruinierung von - Industrie und Handel
brotlos würden . Die Wirkungen im Falle der Unter-
Zeichnung der Bedingungen würden also nicht ander»
fein wie im Falle der Nichtunterzeichnung. Die Unter-
Zeichnung würde aber den großen Nachteil bieten , daß
durch sie dem Deutschen Reiche die Hände gegenüber der
Entente gebunden würden , während im anderen Falle
Verpflichtungen nicht übernommen würden . Die Hoff¬
nung der Entente auf die Unabhängigen sei eine Sersen-
blase . Kämen die Unabhängigen ans Ruder , so käme
auch das Chaos und der Bolschewismus nach Deulsch-
land . Damit sei der Entente auch nicht gedient . Denn
einmal würden die Unruhen vor ihren Grenzen nicht
Halt machen , und sodann würde sie von einem chaotischen
Deutschland irgendwelche Kriegsentschädigung nicht zu
erwarten haben . Im wohlverstandenen Interesse der
Entente liege es daher auch, daß die jetzige Regierung
am Ruder bleibe . Diese aber werde nur dann die Ge¬
schäfte weiter führen , wenn di^ Entente zum Wüsonschen
Programm , zurückkehre und den Friedens vertrag so ge-
stalle , daß er den deutschen Lebensbedingungen gerecht
werde.

An die Landwirte.
Die Deutschnationale Fraktion in der preußischen ander.

Versammlung hat einen Ausruf an die landwirtschaftliche
Bevölkemng beschlossen, worin es heißt:

Unsere Feinde wollen uns Friedensbedingungen aus¬
zwingen , die das Ende Deutschlands  unseren
Untergang bedeuten würden . Nur wenige Monate kennen
uns von der neuen Ernte . Wir können für diese Zeit die
Ernährung selbst sichern,  wenn Opferwilligkeit
der landwirtschaftlichen Kreise das äußerste hergibt , wenn
zugleich alle Volksgenossen zusammenstehen und das Gebot
der Stunde anerkennen : die P f l i chi z u r A r b e i t . Wir
richten deshalb an alle Kreise der Landwirtschaft dre
dringende und herzliche Bitte : schränkt euern eigenen Lebens,
bedarf noch mehr als bisher schon geschehen ist, aufs außerfle
ein - gebt alle freiwerdsnden Lebensmittel zu mäßigen Prei.
sen ' an die Gemeinden ab ; bestellt eure Aecker restlos und so
gut wie möglich ; nehmt Stadtkinder bei euch aus . Von den
Reichs - und Staatsbehörden erwarten wir , daß sie durch
weitestes Entgegenkommen , von dm Arbeitern in Stadt und
Land daß sie durch Mitarbeit für dar gemeinsame Ziel die
vaterländischen Besttebungen der Landwirtschaft unterstützen
werden.
Vertreter des Ostens beim Reichspräsidenten.

Eine Abordnung  aus dem Nordosten von Ost¬
preußen  hatte unter Führung des Oberprüsidenlen von
B a t o cki am 14. Mai mit dem Reichspräsidenten E b er t
eine Unterredung . Die Abordnung legte dar . daß die in
Frage kommende Bevölkerung bis 99 v. H. deutsch  fei,
daß auch die Litauisch sprechende Bevöllerung sich völlig



deutsch fühle und dos; das ganze Land durch mehr als sechs-
hundettjährige Zugehörigkeit, gemeinsame Kultur und wirt¬
schaftliche Interessen mit Deutschland verbunden sei. Die
Bevölkerung sei bis zum Aeuß ersten entschlossen, an ihrem
deutschen Vaterland  f est z u h a l 1e n. Präsident
Ebert drückte seine Freude über diese Gesinnung der Ost¬
preußen aus und erklärte, daß die Regierung den Friedens-
bedingungen in der vorliegenden Fassung nicht zustimmen
könne und daher alles tun werde, die Loslösungspläne be¬
züglich Memels nicht verwirklichen zu lassen. Hoffentlich ge¬
länge es, in Versailles zu Verhandlungen zu kommen und
auch für das deutsche Voll das Selbstbestimmungsrechtzu
erlangen. Die Reichsregierungwerde den Volksgenossen im
Osten Treue mit Treue vergelten.

Treugelöbnisie aus Posen.
Aus allen Orten der Provinz Posen  komme,»in immer

größerer Zahl erschütternde Kundgebungen  der Be-
oölkemng. In Massenversammlungenunter freiem Himmel
gelobt die Einwohnerschaftder Städte und die aus weiten,
Umkreis herbeigeströmte Landbevölkerung, daß sie deutsch
bleiben will, komnre was da wolle. Das Vertrauen auf die
Wilfonschen Grundsätze ist bei dem Volle noch so stark, daß
es immer wieder auf sie Bezug ninmnt und seine Einspruch¬
telegramme an Wilson direkt richtet. Die letzten Erklä¬
rungen der Regierung haben etwas beruhigend auf die
Stimmung der meist ganz ober überwiegend deutschen Orte
und Kreise gewirkt. Ueberall wird der Regierung heilig
versichert, alle Folgen der Ablehnung treu zu tragen. In
den Orten des Netzedistriktes liegen Einspruchslisten gegen
die Abtretung aus . Die Bevölkerung drängt sich zur Ein¬
zeichnung. Die überall zutage getretene Einmütigkeit des
ganzen Volkes, die auch durch das zweideutige Verhalten des
Führers der Bromberger Mehrheitsfozialisten nicht mehr
beeinträchtigt werden kann, läßt nach den ersten Tagen der
erbitterten Verzweiflung die deutsche Bevölkerung wieder
hoffen.
Vaterländische Kundgebungen in Oberschleslen.

Am Mittwoch fanden an allen größeren Plätzen des
Jndustriebezirks mächtige Versammlungen statt, die in ihrer
Wucht und Geschlossenheit ein Bild von -der Erregung der
Massen bilden und- den Frieden im allgemeinen und die
Loslösung Oberfchlesiens  im besonderen verur¬
teilen. Nach Schätzungen werden die Teilnehmer an den
Versammlungen in Ratibor auf über 21 000, in Kattowih
auf über 25 000, in Beuchen und Gleiwitz auf annähernd
ebensoviel, in Pietschen und Cosel auf über 10 000 ange¬
geben. Ein Beifallssturm erhob sich, als der Staatskom¬
missar Heersing in Kattowitzi im Namen der Regierung er¬
klärte, einen solchen Frieden könnte die Regierung nie und
nimmer annehmen. Oberschlesien einem Staat wie Polen
zu geben, das hieße alles vernichten, was deutscher Fleiß
und deutsche Intelligenz aufgebaut habe. Die Regierung
werde einem solchen Frieden nie und nimmer zustimmen.
Sie würde sich Mühe geben, mit den Feinden in Verhand¬
lungen zu treten und versuchen, sie zu überzeugen. Eine
Aufforderung des Staatskommissariats , sich in dieser schweren

.Stunde hinter die Regierung zu stellen, wurde begeistert
ausgenommen.

Zum Schutz Oberschlefiens.
Breslau , 14. Mai . Aus allen Teilen der Provinz lausen

neue machtvolle Kundgebungen  ein . In Breslau
fanden sich am Montag die Vertreter der Bürgerschaft, des
Magistrats und der Stadtv erordnetenv ersamm lang zu einer
außerordentlichen Sitzung zusammen. Dabei wurde mit-
geteilt, daß vom Generasstabschef in Berlin ein Plan zur
Erhebung des deutschen Volkes aus gearbeitet werde. Diese
Bekanntgabe wurde mit Begeisterung ausgenommen.

Anleitung zur Ausstellung
von Vermögensverzeichnissen für

dis neue Kriegsabgabe.
Bon R. Ritter . Direktor

der VaterländischenTreuhandgesellschastm. b. H., Kranksurt
- Nachdruck verboten.

(Schluß.)
HI. Kapitalvermögen.

Hier werden diesmal 8 getrennte Angaben  ver¬
langt, und zwar :
!. Festverzinsliche Wertpapiere einschließlich der Schuldbuch¬

sorderungen;
2. Wertpapiere mit Dividenden ertrag (Aktien).

Ob ein Kapital in in- oder ausländischen Werten an¬
gelegt ist, macht keinen Unterschied. Auch Aktien einer
ausländischen Aktiengesellschaft müssen aufgeführt werden,
ebenso ist es belanglos, ob das Kapitalvermögen selbst
sich im Inland oder Ausland befindet;

3. sonstige Geschäftsantelle, z. B. bei Gesellschaften mit be¬
schränkter Haftung, Erwerbs - und Wirtschaftsgenossen-
schasten, sowi-e Einlagen aus füllen! Gesellschaften, Kon.
sorüalbeteiligungen jc. ;

4. sonstige verzinsliche oder unverzinsliche. Forderungen, z.
B. aus Darlehen, Bankguthaben, Sparkassenguthaben,
Kautionen, au s genommen Bank - und son¬
stige Guthaben , die zur Bestreitung der
lausenden Ausgaben für 3 Monate
dienen;

5. bares Geld, Banknoten, Kassenscheine, (ausgenom¬
men die aus den lausenden Jahresein-
künftsn vorhandenen Beständen , soweit
sie zur B e str e i lun g der lausendenAus-
g a b e n f ü r 3 M o n a t e d!i s n e n). Gold und Silber
in Barren sind hierunter ebenfalls anzugeben.

Die Nummer 5 hat durch den in Klammem stehenden
Passus einewesentliche Einschränkung erfahren, Was unter

Der Vsttzrigsausfchutz der internationalen
Arbeiter.

Der Vollzugsausschuß der internationalen Arbeiter auf
der Friedenskonferenz, der in Versailles tagt, hat dem Rat
der Vier einen feierlichen Protest  gegen den Friedens¬
vertrag überreicht. Darin heißt es, Deutschland und- Nuß¬
land müßten von Anfang an in den Völkerbund ausge¬
nommen werden. Die Befreiung Polens wird begrüßt,
aber gegen die Vergewaltigung deutscher Bevölkerungsteile
und die Abtrennung Ostpreußens wird, scharfe Verwah¬
rung eingelegt. Die Bestimmungen über das Saargsbiet
werden als zu weitgehend erachtet.

Politische Rundschau.
Die deutschen Missionare.

Wie seinerzeit die Ausweisung der deutschen Missionare
aus den kolomalen Gebieten tiefe Erregung in Deutschland
herovrgerufen hat, so geht jetzt eine Bewegung durch die
evangelischen und katholischen Kirchengemeinden, die sich auf
die W i e d e r zu l a ssu n g d e r deutschen  M i ssi o -
n e n zu ihrer früheren Tätigkeit richtet. Aus allen Teilen
des Reiches gehen dem Auswärügcn Amt auf telegraphi¬
schem und schriftlichem Wege fortgesetzt Kundgebungen zu.
Schon heute liegen 160 solcher Kundgebungen vor. von
denen jodle einzelne im Namen von Hunderten und tausend en
Gemeindemitgliedemdas Verlangen nach der Rückkehr aller
dentschlen Missionare in die Gebiete ihrer früheren Wirksam¬
keit ausspricht.

Um den Kaiser.
„Daily News " meldet aus Paris : Der Beschluß, den

Kaiser  vor einen Gerichtshof  zu stellen, scheint nun
einige Schwierigkeiten hervorzurufen. Augenblicklich ist ein
interessanter Gedankenaustausch im Gange, um festzustellen,
welche Macht sich an Holland  wenden soll, um die
Auslieferung des Kaisers zu verlangen. Amerika ist abso¬
lut kein Anhänger des Prozeßverfahrens und kommt darum
auch nicht in Betracht, Belgien ist der Auffassung, daß es sich
in dieser Frage besser zurückhält. Cs bleibt also nur Frank¬
reich und England übrig, da Italien kaum als Interessent
in dieser Angelegenheit in Frage kommt. Man
glaubt also, daß Frankreich  den Antrag stellen werde,
da es doch nicht gut angehe, daß König Eduard eine Forde¬
rung stelle, bei der es um ben Kopf seines Vetters geht.
Zweifelsohne wird man die Sache so regeln, daß man einen
gemeinsamen Schritt unternimmt. Inzwischen ist man in
großer Velegenheit.

„Daily Erpreß " meldet hierzu aus Paris : Die Alliierten
werden vermutlich nichts in bezug auf den früheren Kaiser
unternehmen, bevor das Friedensabkommen unterzeichnet
ist. Auch ist ihnen gar nicht darum zu tun, den Kaiser in
Händen zu haben, bis man sich darüber geeinigt hat, was
man mit ihm anfangen wolle. Me Mitteilungen über die
Zusammensetzung des Gerichtshofes über den Kaiser sinh
nichts als Gerüchte. W i l f o n ist g e g en die Verurteilung
des Kaisers. Er wird deshalb darauf bestehen, daß d!er
Prozeß unter ber Kontrolle des Völkerbundes vor sich geht.

Das amtliche Ende des Krieges.
Im kanadischen Unterhause wurde eine Erklärung des

Ersten Ministers Borden mitgeteilt, wonach die könig¬
liche Bekanntmachung, die das amtliche Ende des Krieges
verkünde, sehr wahrscheinlich nicht vor dem 1. August zu
erwarten sei.

Der Friede mit Oesterreich.
„Echo de Paris " glaubt zu wissen, daß zwischen der

Uebergabe der Vollmachten an die Oesterreicher  und
der Unterzeichnungnur sehr kurze Zeit verstreichen werde.
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die laufenden Jahreseinkünste fällt, ist nach dem gewöhn¬
lichen Sprachgebrauch zu beurteilet,. Es kommen ins¬
besondere in Betracht die Einnahmen von Kapital-, Miet-
und Pachtzinsen, von Gewinnanteilen, Gehaltsbezüge und
ähnliche Einkünfte. Zu den laufenden Ausgaben ge¬
hören die im gewöhnlichen Leben erwachsenden Aufwen¬
dungen, die mit einer gewissen Regelmäßigkeit wieder¬
kehren, so die Kosten der Haushaltung sinschlleßlich der
Ausgaben für Erziehung der Kinder, die zu bezahlenden
Miet- und! Kapitalzinsen, gewöhnliche Kosten für Unter¬
haltung der Gebäude, Steuern und sonstige Ausgaben,
Vereinsbciträge und dergleichen. Jedoch bleiben diese
am Stichtag vorhandenen Geld! b estä nde
nur insoweit von der Angabe im Vermögensverzeichnis
befteit, als sie zur Bestreitung der Aufwendungen für
die n ä ch ste n 3 Monate  verwendet werden;

6. noch nicht fällige Ansprüche aus Lebens-, Kapital- und
Rentenversicherungen. Als Kapitalversicherunggilt jede
Versicherung auf Grund derer dein Versicherten unter
allen Umstanden eine Kapitalauszahlung gewährleistet ist,
wie z. B. Unfallversicherungmit Prämienrückgewähr,
Sozienversicherung, Geschäftsversicherung und dergl.;

7. selbständige Rechte und Gerechtigkeiten!, soweit sie nicht
bereits beim Grund!- oder Betriebsvermögen berücksichtigt
sind, z. B. Verlags- oder Patentrechte;

8. Zahlungen oder Hingabe an Zwhlungsstatt, die seit dem
1. 1. 1914 bis 31. 12. 1918 im Voraus geleistet wurden,
sofern die Vorausleistung erst nach Ablauf dieses Zeit¬
raums zu bewirken gewesen wäre, vd!cr soweit während
dieses Zeitraun,es ein der Leistung entsprechender Gegen¬
wert nicht empfangen wurde.

IV. Schulden.
Unter den Schulden sind nur diejenigen auszuführen, die

nicht bereits beim Grund- und Betriebsvermögen berück-
sichügt sind. Haushaltungsschulden sind nicht anzugeben.

V. Renten.
lieber zu beziehende und zu tragende Renten und andere

wrederkehrende Nutzungm und Leistungen ist genaue Aus-

Der Vertrag von St . Germain werde vor dem von Ber-
sailles unterzeichnet werden.

Das englisch-amerikanische Bündnis.
Die englische Presse beschäftigt sich eingehend mit de,

Aussichten des englisch-amerikanischenB ü n dn i sse s , da;
allgemein als Rückversicherung für eine mögliche politisch,
Entwicklung und Ueberraschung bezeichnet wird. Di«
„Morning Post " betrachtet dieses Bündnis im Zusammen.
Hang mit der Wiedererrichtung Rußlands als die beste
Bürgschaft gegen ein Wiederauskommen Deutschlandsund
zugleich als Mittel für die Aufrechterhaltung der Stärke
und Einigkeit im britilchen Reiche.

Aus Washington  wird gemeldet: Der Krieg-,
minister teilte mit, daß England  an die Vereinigten
Staaten 35 1/,, Millionen Pfund Sterling zur endgülttgen
Regelung der Kriegskosten zahlt.
Wilsons Einigkeit mit dem Berbandsblock.

Laut „Information " erklärte der Sekretär Wilsons
Die Deutschen dürften sich über die Absicht Wilsons nicht
täuschen. Wilson bleibe der unverbrüchliche Freund de,
Verbandes , besonders Frankreichs. Gewisse Meinung-.
Verschiedenheiten zwischen ihm und Mitgliedern des Zehner¬
rates hätten die Beziehungen zwischen den Bereinigten
Staaten und den Alliierten in nichts ändern können.
Man werde den Beweis hierfür in der Botschaft finden,
die Wilson voraussichtlicham 30. Mai an den Washing.
toner Kongreß richte und in der er die Notwendigkeit
entwickeln werde, die internationale Politik inlakt zu er>
halten. Der Sekretär meint, daß Wilson Europa zwi-
scheu dem 8. und 13. Juni wird verlassen können.

Rach dem „Echo de Paris " hat Wilson beschlossen,
bis zur Unterzeichnung der Friedenspräliminarien in
Frankreich zu bleiben. Immerhin wird Deutschland eine
gewisse Frist nicht überschreiten dürfen.

Marschall Foch in Cöln.
Marschall Foch ist Freitag vormittag 11 Uhr aus

seiner Rheinreise von Koblenz aus mit einem Salondampfer,
der von einer größeren Zahl kleiner Rheinschiffe begleitet
war , in Cöln eingetroffen. Am ganzen Rheinufer ent-
lang hatten engliche Truppen Aufstellung genommen. Da¬
ankommendeSchiff wurde mit Salutschüssen begrüßt, und
gleichzeitig befand sich eine Reihe von Fliegern in der Lust.

Ein Rätekongretz beantragt.
Wie man erfährt, hat sich der Berliner Vollzugsrat

mit der Frage beschäftigt, ob nicht beim gegenwärtigen
Stande der Friedensverhandlungen eine Mitarbeit  der
deutschen Arbeiter- und Soldatenräte geboten erscheine.
Der Vollzugsrat ersucht in Vertretung aller sozialistischen
Arbeiter aller Richtungen den Zentralrat . sofort einen
Kongreß der deutschen Arbeiter- und Soldatenräte einzu-
berufen , der zu den Friedensverhandlungen Stellung
nehmen soll. Wie eine Korrespondenz mitteilt, wird sich
der Zentralrat in der nächsten Vollsitzung mit diesem An¬
trag beschäftigen. Es besteht jedoch keine Aussicht, daß
der Aufforderung der Berliner Arbeiterräte stattgegeben
wird. Der Zentralrat ist über die Friedensverhandlungen
ständig durch die Regierung unterrichtet und würde erst
in einem Augenblick, in welchem die Dinge eine kritische
Wendung nehmen können, sich mit weiteren Maßnahmen
befassen.
, Die Gendarmerie im besetzten Gebiet.

Der deutschen Landgendarmerie im besetzten
Gebiet,  der das Waffentragen bisher verboten war, ist
von den Alliierten nunmehr das Tragen ihrer Säbel
wieder gestattet worden . Auch das Tragen von Schuh«

kunft zu erteilen, 'feomit die Steuerpflicht oder Abzugsfähigkeü
der Bezüge oder Lasten genau beurteilt und!ihr Kapitalwett
vorschriftsmäßigberechnet werden kann. Die Berechnung er¬
folgt durch die Behörde.

Ansprüche auf Gehalt, Besoldung, Renumeration und
dergl., die dem Steuerpflichtigen als Entgelt für feine Ar-
bcits tätigtest zustehen, gehören in keinem Falle hierher.

VI.
Unter Nummer VI endlich sind die Beträge anzugeben,

die der Steuerpflichtige in der Zeit vom 1. 1. 1914 bis 31-
12. 1918 zu Schenkungen  oder sonstigen Ver¬
möge  n s ü b er g a b e n im Einzel betrage von mehr ms
1000 Jt  verwendet hat, soweit es sich nicht um fortlaufend«
Zuwendungen zwecks standesgemäßen Unterhalts und W
logenheitsgeschenke und um Zuwendungen für kirchlW,
mildtätige oder gemeinnützige Zwecke handelt.

Außerdem sind aufzuführen Belräge zum Erwerb von
Gegenständen aus edlem Metall , von Edelsteinen, Perl^
rc.. soweit der Betrag für den einzelnen Gegenstand 500•«>
für mehrere gleichwertige oder zusammengehörigeGegen-
stände M 1000.— übersteigt.

Ferner Beträge, von mehr als M 500 für den einzelne,
Gegenstand und über M 1000 für mehrere gleichartigê
fammengehörige Gegenstände, die für sonstige AN'
schaffungen aller Art  im Gesamtbeträge von nttV
als M 10 000 verwendet wurden, soweit sie nicht zum u
mittelbaren und gewöhnlichen Gebrauch dienen und am 3 •
Dezember 1918 noch im Besitz des Steuerpflichtigen wave'
Beträge für Gegenstände, die verschenkt worden sind, st
mit auszuführen. „ ,

Am Schluß des Verzeichnisses hat der Sleuerpflich^
die übliche Versicherung abzngcben, daß die Angaben n
bestem Wissen und Gewissen gemacht sind. .

Im Deutschen Verlag G. m. b. H. Würzburg erscheint
den nächsten Tagen ein vorn Verfasser die"" 9
schri ebenes Buch „Wertvolle Stücke zur
Vermögens für die neuen Kriegssteuern'
Musterformular), das der Aufmerksamkeit
empfohlen wird.

Bewertung * *
“ (Ausgcsulst^
des Publikum-



«ett  wird für Gendarmerie und Polizeibeamte. wenn
® ,ur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung erforder¬
st ist, gestattet.

Heimsendung der russischen Gefangenen.
Es ist bereits beschlossen, die russischen Kriegsgefangenen

in Deutschland nach Rußland zurückzuschicken. Der Rat der
Außenminister wird sich mit der Frage befassen, auf welche
Weise das zu geschehen hat.

Petersburg.
Die Volkskommisfare in Petersburg und Moskau haben

beschlossen, Petersburg  vom Gebiete der Roten Repu¬
blik abzutrennm. Petersburg soll eine internationale F r ei¬
sta dt werden.

®ic Wasfenftillstandsbevingungen,
fcie ein siegreiches Deutschland den Franzosen

auferlcgt hätte.
London. Der „Eoenmg Standard" erinnert, daß der

ehemalige dmtsche Gesandte in Washington, Graf Bemstorff,
1g14  die Waffenstillstandsbedingungen bekannt gab , die
Deutschland, das sich damals als Sieger betrachtete, Fränk¬
isch eventuell auferlegen würde. Diese zehn Bedingungen
lauteten folgendermaßen:

1 . Die Abgabe , aller französischen Kolonien -,
2. Die Abgabe des nordwestlichen Teils Frankreichs;
3. Die Auferlegung einer Kriegssteuer von 10 Milliarden

Franken;
4. Die Aufhebung aller Eintrittszölle für deutsche Er-

Zeugnisse während 25 Jahren ; Deutschland behielt sich bas
Recht vor, die französischen Produkte, die nach Deutschland
versandt würden, mit Steuern zu belasten;

5. Frankreich müßte für die Dauer von 25 Jahren auf
die Militärdienstpfücht verzichten;

6. Die Zerstörung aller französischen Befestigungen;
7. Die Abgabe an Deutschland von 3 Millionen Gewehre

M0 Geschützen und 40 000 Pferden;
8. Allen deutschen Patenten werden besondere Rechte ein¬

geräumt;
9. Frankreich muh auf jeden Bund mit Rußland und

England verzichten; -
10. Frankreich muß aus 25 Jahre einem Bündnis mit

Deutschland beitveten.

Cokalnacbrkhttn.
* Neue Reisebrotmarken. Vom 16. Mai an gelangen

RÄfebrotmarken neuen Musters zur Versendung. Die bis¬
herigen Reifebrotmarkm bleiben daneben noch bis zum 30.
Juni einschließlich in Geltung und werden bis zu diesem
Tage gegen neue Marken umgetauscht. Ein Umtausch nach
dem 30. Juni findet nur statt, wenn der Verbraucher vurch
den Lebensmittekkartmi-Abmeldescĥein oder sonstigen Aus-
weis nachweist, daß er über den 30. Juni hinaus mit Reife¬
brotmarken statt mit örtlichen Brotmarken versehen ist. Vom
1. IM <ot  gelten nur noch die Reifebrotmarken neuen
Musters.

* Ein halbes Jahr deutsche Republik. Ein halbes Jahr
ist verflossen seit der Proklamierung der deutschen Republik.
Es erübrigt sich, aus diesem Anlaß eine Halbjahresbilanz
aufzustellen. Die Ereignisse im Innern des Reiches und
der Gliedstaaten mit all den Spartakidenputschen, blutigen
Kämpfen, Plünderungen!, Räubereien , wilden Streiks usw.
sind in zu fester Erinnerung , als daß es einer besonderen
Auffrischung bedürfte. Die Namen Berlin , Düsseldorf, Mül¬
heim, Hamborn, Bottrop , Oberhousen usw., Halle, Bremen,
Hamburg und München!besagen genug. Wahnsinn und Ver¬
brechen beherrschten vielfach die Stunde und dunkele Ele¬
mente, die nie für Volk und Väterland eine Hand gerührt,
bildeten die Hetzer und Führer . Das Bürgertum aber hatte
keine Mittel, sich dagegen zu wehren, bis endlich die Regie¬
rung, die durch ihre Schwäche und Nachgiebigkeilviel geschadet,
energisch durchgriff und>imter Anwendung von Gewaltmitteln
zu igeordneten! Verhältnissen führte. Ob sie Bestand haben
werden? Wer wagte es zuversichtlich zu behaupten? Wird
die Regiemny die Kraft haben, Ruhe und Ordnung!fernlerhin
Msichern? Die Halbjahresbilanz ist ungünstig. Die Aus¬
sichten! sind trüb, sehr trüb . Hoffentlich bleiben uns wenig¬
stens Einigkeit, innerer Friede , Arbeitskraft und Arbeitslust
erhalten. Dann werden wir auch Schweres zu überwinden
Erwögen._

Mlllargerichtshof zu Königsteini. T.
Sitzung vom 14. Mai 1919.

~ , Es wurde» bestraft:
Ccheib©einricfc gns Kelkheim mit 8 Tagen Gefängnis und

100 Mark Geldstrafe, weil er den französischen Truppen
„ Hafer gestohlen hat. ^ m  f . ri  t
Ungeheuer Karl auS Schlotzborn mit 20 Mark Geldstrafe,

weil er beim Appell der Demobilisierten nicht zugegen

^hlensch'läger Wilhelm auS Königstein mit 20 Mk. Geld
^ strafe, weil er versucht bat InS besetzte Gebiet zu gehen,
"erninner Heinrich auS Fischbach mit lv Mk. Geldstrafe,
« weil er ohne Personalausweis verreist ist
^erninger Ernestina auS Fischbach mir 40 Mk. Geldftrase,
* auS demselben Grunde.
Hertenstein Georg aus Cronberg mit 20 Mk. Gelds rase,

weil er ein Fuhrwerk ohne Aussicht auf der Straße

Weber Leonard auS Kelkheim mit 8» Mk. Geldstrafe, weil
er versucht hat Kleider ins unbesetzte Gebiet zu befördern.

Kohl Philipp aus Kelkheim und Krvth Lorenz auS König-
stein je mit 50 M . Geldstrafe wegen Richibeachtung der
WagenverkehrSvorschritten. m fS.r, c -V

Weldert Augn'i aus Frankfurt mit 10 Mk. Geldstrafe, weil
er ohne Erlaubnis ins unbesetzte Gebiet gekommen ist.

Schulz aus Eronverg wit 10 Pik. Geldstrafe, weil er beim
Appell der De mob listerten nicht zugegen war.

Amtliche BenannlmacyUitgen.
Bekanntmachung

betr. Zulassung von Azctylcnfchweitzapparaten.
Die Firma Nordische Azetylen Industrie Fischer & *o&

in Altona-Ottensen hat daS Recht zur alleinigen Herltellnna
ihrer durch meine Erlasse vom 29 Mai 19>4 (H Ri . Bl . s.
260j26t) und vom i3 Oklvver >914 (H. M . Bl . S 5<>7/o>>8>
nach den 88 12 und 14 der Azeiyienverordnung mtt den
Tvpennuniuiern J 34 und A. 18 zugelassenen Azeiylena«pa-
ruie Gnom 1 und 2 an das Dragerwerk Heinrich « Bern¬
hard Dräger in Lübeck übertragen. Die in den vorerwähnten
Ertasten autgefiihrten Vergünstigungen werden hiermit
unter den gleichen Bedingungen dem Drägeriverk gewahrt.
Die von dem Drägei werk hergestellien Apparate dürfen stck
nur durch die geänderte Firmenbezeichnung auf dem Fabrik¬
schilde von den Viecher gesertiglen unterscheiden, die der Be-
feiliaung deö Fabrikschildes dienenden Zinntropfen oder Riete
müssen Mil öem Tiempel des Newê deausslcsttsveamteN der
Freien und Handelsnadt Lübeck versehen sein.

Krrlin W 9, den 9. April 1919.
Der Ätinister sür Handel und Gewerbe.

Wird veröffentlicht.
Könlgstern (Taunus ), den 16. Mai 1919.

Der Landrat : Jacobs.

Studrfürsorge Königstein i. T.
Eine i-prechttunde sür Bedürftige  der Stadt

nönigirein , die dnrch den Krieg in Rot gerate» sind, findet
am kommenden Mittwoch , den 2l. ds. Mrs ., nachmMagS
6 Uhr , im Rathaus , -Zimmer1, statt

Königstein (Taunus ), den t9. Mai lüt9.
Der Borsitze de: klacob ».

Quartier.
Auf Anordnung der französischen Militärbehörde

dürfen Militärpersonen nur gegen Ausstellung von
Qnartierbillets im Bürgerquartier untergebracht fern.

Diese Verordnung ist wiederholt bekannt gemacht
worden . Die französische Militärbehörde fordert die
strengste Durchführung dieser Anordnung.

Es werden deshalb alle Quartiergeber , dre Offi¬
ziere, Unteroffiziere, Mannschaften oder Pferde im
Monat April und Mai logiert haben , aufgefvrdert
unter Vorlage der Quartterbillctc an den Nach¬
mittagen des 19., 20. und 21. Mai , von 2—6 Uhr
nachm., im Rathaussaale zu erscheinen, um die Ansprüche
ihrer Qnartiernieldung beim Herrn Major de canton-
nement zu beweisen. Die Quartiergeber der großen
Cantonnements , d. h. der Quartiere die über 20 Mann
beherbergen , brauchen nicht zu erscheinen, da für diese
Quartiere keine Billets ausgegeben werden.

Wer sich bis zu dem anbcraumten Termin kein
Quartierbillet verschafft oder zu dem genannten Termin
nicht erscheint, hat keinen Anspruch auf Vergütung
und ist von der Zahlung einer Quartierentschüdigung
ausgeschlossen, da die französische Behörde die Quartier¬
meldung nur auf Grund eines Qnartierbillets an¬
erkennt.

Königstein , den 16. Mai 1919
_ Der Bürgermeister . I . V . : Brühl.
Betr . Anbau - und Ernteflächen -Grhebung.

Fn den nächsten Togen werden den Eioentümern und
Bewirtschaftern von Grundstücken Fragrdagrn ,»gestellt.
Dieselben sind gewiffenbost auSznsülleii und ungesäumt auf
dem Rathaus , Zimmer 7, abzulielern. Es kommen nur die
in hiesiger Gemarkung belegenen Grundstücke in Frage.
Für Grundstücke, welche in einer auswärtigen Gemarkung
belegen sind, werden besondere Formulare zugestellt. Die
Pächter sind noch Romen und doS Pachtlond in ar auf der
Rückseite des Fragebogens anzugeben. Diejenigen Eigen¬
tümer und Bewirischoslervon Grundstücken, denen keine
Fragebogen zugestellt werden, sind verpflichtet sich selbst
einen Fragebogen ous kiesigem Rathaus abzuholen.

Königstein i. T., den 19. Mai >919.
Der Magistrat. I . B . : Brühl.

Die Ausgabe der neuen Flcischkarten
erfolgt am Mittwoch , den 2t. ds. Mts ., im zest-nsmittel-
büro (Bierhalle) und zivnr in nachstehender Reih,nivige:

Brotkarten-Rr . 1 400 nachmittags von 2—3 Uhr
„ „ 401- 800 „ „ 3- 4

ftSnigfteln (Tannusi , den 19. Mai 1919.
Der Magistrat F B : Brühl.

Holz-Verkauf
Oberförsterei Hofheim.

Schutzbezirk Eppstein und Rossert.
Donnerstag , den SÄ. Mai , vvr itlags 10 Uhr, in

Gppfteln bei Plöcker „Dur Rose" aus dem Dlstr. 32, Alte-
Hos-Amstertal : .Sueben : 783 rm Scheit u. Knupvel,

390 „ Reisig in Haufen,
7140 Wellen

Die mit Buntstift unterstrichenenNummern kommen
nicht zum B rkaus. ^ .. . oa

Aaherdem kommen im Schnhde,. Uostert. Distrikt 36
Eulenvaum nochmals zum Ansgebot 4SS rm Suchen-
Seiser in Hlinien, Rr. 869 vis 944.  _

Schaszachr-Verein Königstein.
Dienstag den 20. d. 0tts .. abends 8'/, Uhr . findet

im Gastbaus ,.gum Hi sch" die diesjährigeßeneraloerfammlung
statt Tagesordnung:

1. Rechnungs-Abnahme per 1918/19 und Entlastung des
Vorstandes.

2. Neuwahl des Vorstandes.
3. Verschiedenes über die nächste Bade-Gelegenheit.
Die Mitglieder werden um pünktliches vollzähliges Er-

scheinen gebeten. ®or a " ^*

stzzdoileaSl
echte Friedensware

(fein Ersatz)
in 3-, 5- und l0-Kilo-.Kannen.
L.hsyduchei'.siZchbach.
Etwa 3000 Zentner
lluellwllüek-kl!

abzugeben.
Zu erfragen > d. Geschäiisst

K^ssenschrank
zu kaufen gesucht.

Angeb. unt . H. 04  mit Preis
an die Ges äst- stelle

Fritz Finch,SÄ
hält sich zur Anfertigung von

Haadlei erwägen
und einzelnen Rädern in so¬
lider Ausführung bestens em¬

pfohlen.
Auch sind solche zum Ver-

kauf vorrätig . ==== =

Gebr.Blüthner-
Piano

zu verkaufen.
Zu ersraaen i. d. Geschästsst.

groet klein«Mnnnh.Spltzhunde
(meibl >,2Mvn alt, z.verkauf.
Kelkheim Sodener str 8.

ürors- und
KkintierDäutc
schnell und gut  gegerd,
Zu erfrag , ln der Geschäflsst

junge , gut gebildete

Dame,
welche die Handelsschule be¬
suchte und auch schon längere
Zeit praktisch tätig war, sucht
passende Stelle auf Büro. Am

liebsten zu Rechtsanwalt.
Offerten unter S . B. 80 an

den Verlag dieses Blattes.
ZuveriälNgeS

*Mädchens
welches alle Hausarbeit v»r-
Nehi, in Könignei» «iesucht.
Zn erfrag in der GeschäftSst.
Gesucht für sofort ein
Küchenmädchen

oder FraU ru " «ush . se.
= = Melden bei --

Beschliesserin
Schloss Friedrichshof,

Cronbc -g im Taunus.
Suck»' z >ml. Juni en>ivillig.Mädchen

sür alle Hausarbeiten.
Frau Apotheker Hctser,

.Höchst am Main,
:»: Taunus -tpotheke . : :

Offeriere:
Wagen- «ab Feder-M,

Centrf. Fahrrad- nnd
Nähmaslhiuen-Oel,

Fußbodenlackfarbe und
FußdodenSt,Cardl>linenin

Peter Jckstadt,
Ruppertshain i. Taunus.
In schöner Lage unwöviiertel Zimmerwohnuns
tpart .) an fl. Familie (1 2
Peri .) in Falkenst. z» vermiet.
Zu erfragen i. d. Gescbäitsst.

pöstKnrtcn-Hüllen
vorrätig in der

Druckerei Ph.Kleinböhl,

M : Bursche
fflr dauernd geqen hohen
Lohn sofort  gesueht.
Schade L füllgpad « ,
Königltvin. Hauptttr. »5.

lapiiÄ
(fartenfrei)

das '/- Psund-Paket 40 Psg.
stets vorrätig

e.kaybnchei'.sizchbach.
Lauchgemüre

h t abzugeben.
Frau )Gassrlink,Königstein,

Scb etdhatnerweg.

HHUTABAH.
frisch einqetrossen

billig und gut. '96
desgleichen grosies Quantum
ri « LRRF«
im Hundert von 26 Psg . an

empfiehlt
Zixarren-Sperisl-üeschäkt,

ksuch -, Xsu-
und SchnupftabakeG. Villmer,

Klrchstrasse 10.Königstein.

Anher Je ân ^ans Königstein mit 40 Mk Geldstrase. weil
8 er ohne Personalausweis angetroffen worden ist.
^rn Heinrich aus Rodheim mit 10 Mk. Geldstrase, weil

er ohne Erlaubnis aus dem unbesetzten Gebiet ins be¬
st,.ktzte Gebiet gekommen ist. ^ .
°̂ch«r Wertherlahn und Sternberg Paul beide aus Frank¬

furt, je mit 10 Mk. Geldstrase aus demselben Grunde.
Sitzung vom 17- Mai 1919.

Es wurden bestrast: . . „ , . ri t
■öuefpefd) Wilhelm ans Sdnieidholn >nit 5 Mk. Geldstrafe,

weil er dem Posten zu Bahnhof Königstefn seine Papiere

^ÄibachJean ans Scklohborn mit 30 Mk. Geldstrase,
weil rr französische Soldaten beleidigt hat.

Am Mit woch. den 21. Mai , werden die Kohlenkarten
für die Inhaber der Kohlenkarten-Rrn.1—150 vormittags von ’/»8—*/*9 Uhr

151- 300 „ „ ' /,9—' /-10 „
abgestempelt. Es gelangen für jede Familie vier Zentner
zur Ausgabe Die Ausgabe erfolgt sür d e
Rrn . 1—150 am Mittwoch vormittag von 8—12 Uhr

„ 151—3*»0 „ Donnerstag * „ 8—12 „
Die Abgabe erfolgt gegen Barzahlung . Diit Namen

versehene Säcke find mltzubringen. Die festgesetzten Termine
sind genau einzubalten und können Säumige keine Berück¬
sichtigung mehr finden.

Köntgstetn , den 19 Mai 1919
_ Der Magistrat. I B . : Br ühl.

Betr . Hühnerhalter.
Die Hühnerhalter werden ersucht, regelmäßig ihre ab¬

gabepflichtigen Eier Montag » und Donn-r «1ag». vormittags
von 8- 12 Uhr, im Levensmittelbüro(Bierhalle) , Zimmer

Jir"KSntgftetn tm Taunus , den 12. Mai 1919.
Der Magiflrat . I B .: Krüht.

Bekanntmachung für Fischbach.
Die Kasten stunden der Wemrlndekast» sind festgesetzt

«rrktag » mittag » von 1)0- 8 Uhr . welches zur allgemeinen
Kenntnis gebracht wird.

Fischbach, den 18 Mai 1919.
Der Gemeindevorstand: Wittektn », Bürgermeister.

,-j= [ei !r^ n= »(e .1 cd £ i<=il ci (S ,ö ci eil tril dJ  eüü

Wirtschafts Uebernahme
und Empfehlung!

i" Der Einwohnerschaft von Königstein und Um-
gegend bringe zur gefl. Kenntnis, daß ich die seit - [U
her von Herrn Karl Fritz betriebene

Gastwirtschaft
Limburgerstrasse 18

käuflich erworben und nunmehr im eigenem Betrieb
übernommen habe. Zum Ausschank gelangt prima

AM - Binding’s Bier. "WU
Zu zahlreichem Besuche halte mich bestens empfohlen

Adolf Wenz , Königstein.
Flaschenbier wird in und ausser dem

Hause abgegeben und wie bei meiner seitherigen
Vertretung der Aktienbrauerei Homburg Jede

Stellung frei Haus geliefert.
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